
 
 

Grundsätze 
 
Das Netzwerk Nachhal/ge Wissenscha4 (NNW) entstand im Mai 2024 im Zuge des Protests 
gegen das (novellierte) Wissenscha4szeitvertragsgesetz (WissZeitVG) aus der Ini/a/ve 
#ProfsFuerHanna. Wir wollen unsere privilegierte Posi/on als Professor*innen nutzen, um 
Missstände in der Wissenscha4sorganisa/on und Hochschulpoli/k zu benennen und zu-
kun4sfähige Lösungen zu erarbeiten. Wie andere bereits bestehende Ini/a/ven fordern wir 
die Akteure der Wissenscha4spoli/k auf, die Exper/se der wissenscha4lichen Community 
ernst zu nehmen und die vielen durchdachten Vorschläge zu einer dringend nö/gen Reform 
des deutschen Wissenscha4ssystems aufzugreifen, anstelle sie – wie jüngst bei der Novellie-
rung des WissZeitVG – zu ignorieren. 
 
Ein nachhal/ges Wissenscha4ssystem 
 

• fördert verlässliche und dauerha4e Strukturen in der akademischen Arbeit, 
• baut lähmende Hierarchien und veraltete Organisa/onsformen ab und ermu/gt zu 

Eigenverantwortung, 
• setzt finanzielle Ressourcen sinnvoll und effizient ein, 
• unterstützt Forschung auch zu Themen, die nicht im Trend liegen oder kompliziert, 

riskant und langfris/g angelegt sind, 
• macht Wissensbestände allgemein und barrierefrei zugänglich und sichert sie trans-

parent für die Zukun4, 
• geht offen mit Fehlern und Begrenzungen um, anstab vorrangig den Anschein überle-

gener Kompetenz zu pflegen, 
• etabliert demokra/sche Strukturen der Vernetzung und Kommunika/on stab immer 

schnellerer Zyklen von Konkurrenz und Webbewerb, 
• honoriert Forschungsleistungen anstelle von erfolgreichen Anträgen und Dribmibel-

volumen, 
• würdigt den Inhalt von Publika/onen stab ihrer Platzierung in Pres/ge versprechen-

den Zeitschri4en, 
• versteht Diversität als wesentliches Entwicklungsziel für die wissenscha4liche Arbeits-

welt und wirkt Diskriminierungen systema/sch entgegen, 
• begrei4 die Hochschule als Reflexions- und Resonanzraum für gesellscha4liche Dis-

kussionen. 
 

Um diese Ziele zu erreichen, sind folgende konkrete Schribe angezeigt: 
 
1.   Erhöhung der Nachhal6gkeit von Beschä<igungsstrukturen 
Das Sonderbefristungsrecht, das es den akademischen Ins/tu/onen in Deutschland erlaubt, 
Wissenscha4ler*innen über Jahre auf Abruf zu beschä4igen, ist in der jetzigen Form verfehlt 
und schädlich. Gegen befristete Promo/onsstellen mit fachangemessener Mindestdauer ist 
wenig einzuwenden. Mit der Promo/on ist die Qualifika/on jedoch abgeschlossen. Danach 
wären Dauerstellen für Forschende und Lehrende ebenso angemessen wie in jedem anderen 



Tä/gkeitsfeld auch. Das WissZeitVG muss in diesem Sinn grundlegend reformiert werden. Um 
zugleich zu verhindern, dass befristete Promo/ons- und Projektstellen genutzt werden, um 
das Arbeitsrecht zu unterlaufen, sollen akademische Einrichtungen insgesamt nur über eine 
begrenzte Zahl von befristeten Stellen verfügen können. Ein gutes Mibel hierfür wären Be-
fristungshöchstquoten, die nicht den Status quo konsolidieren, sondern in Richtung arbeits-
marktüblicher Befristungsanteile gehen. Ein Abbau von Befristungen (derzeit über 80% der 
Anstellungsverhältnisse in der Wissenscha4) würde der vorherrschenden Prekarität in den 
akademischen Lebensläufen entgegenwirken und eine robuste und planbare Infrastruktur in 
Forschung und Lehre etablieren. 
 
2.   Demokra6sierung der Organisa6onsstrukturen 
Die Praxis, wissenscha4liche Mitarbeitende als ‚Ausstabung‘ von Professuren zu betrachten, 
bindet Forschende mit eigenständigen Profilen und Exper/sen an die Konjunkturen von Be-
rufungen und Amtszeiten und lädt zu Machtmissbrauch ein. Zweifelsohne verlangen For-
schungskontexte ebenso wie andere Bereiche der akademischen Arbeit klare Entscheidungs- 
und Weisungsbefugnisse. Verlässliche Verantwortungsstrukturen erfordern aber nicht 
zwangsläufig, dass sich viele unterschiedliche Entscheidungsrechte auf wenige Akteure kon-
zentrieren. Forschungsorganisa/on und Dienstrecht müssen entkoppelt werden. Die notwen-
dige Verteilung von Lehraufgaben und administra/ven Tä/gkeiten an Ins/tuten und Fakultä-
ten lässt sich weitreichend über die Personalstruktur regeln und in Arbeitsverträgen fixieren. 
Eine weitere wich/ge Demokra/sierung bestünde darin, die Professor*innenmehrheit in den 
Gremien akademischer Selbstverwaltung in eine Mehrheit der Forschenden und Lehrenden 
zu transformieren. Auch die Studierenden, die technischen und die Verwaltungsangestellten 
benö/gen in den für sie essen/ellen Bereichen größere Mitsprache- und ggf. auch Veto-
rechte. Demokra/sche, gerechte und inklusive Entscheidungsstrukturen fördern die Eigenver-
antwortung sämtlicher Mitglieder und die Resilienz des Systems. 
 
3.   Erhöhung von Transparenz und Sicherheit in der wissenscha<lichen Zusammenarbeit  
Um Machtmissbrauch vorzubeugen und die wissenscha4liche Qualität zu sichern, sollten die 
bei Qualifika/onsarbeiten gewöhnlich miteinander verbundenen Rollen der Betreuung und 
Begutachtung voneinander und beide von der Vorgesetztenrolle getrennt werden. So werden 
unnö/g starke persönliche Abhängigkeiten reduziert. Die bestehenden schwachen und diffu-
sen internen Compliance-Regularien müssen durch ein robustes System von Vertrauensstel-
len, Beschwerde- und Sank/onsmöglichkeiten ersetzt werden, das von einzelnen akademi-
schen Ins/tu/onen unabhängig ist. Nur so wird es möglich, Machtmissbrauch, Korrup/on 
und Betrug auf sämtlichen Ebenen der wissenscha4lichen Arbeit – vom Seminar bis zur For-
schungskoopera/on – effek/v entgegenzuwirken. 
 
4.   Grundfinanzierung vor ProjektweLbewerb 
Der Webbewerb um steuerfinanzierte Dribmibel hat überhandgenommen. Er schadet allen 
Beteiligten: den Projektleiter*innen, die o4 mehr Zeit für Antragstellungen und Abschlussbe-
richte auoringen müssen als für die eigentliche Forschung und sich in die Konjunkturen von 
Ausschreibungen und Förderschienen einpassen müssen; den Projektbeschä4igten, deren 
Verträge mit Projektende auslaufen, o4 ohne dass die Forschungsarbeit abgeschlossen ist; 
den Hochschulen, die mit Projekt-Overheads nur unzureichend für ihre Infrastrukturkosten 
entschädigt werden; den Steuerzahlenden, die stab Forschung zunehmend Antragsarbeit 
und Berichtswesen finanzieren. Die Alterna/ve liegt auf der Hand: Forschungsförderung 
muss primär an die Grundfinanzierung von Forschungseinrichtungen gekoppelt werden, stab 



immer wieder aufs Neue kurzlebige Projekte anzustoßen. Ein solcher Wandel könnte auch 
dazu führen, dass wieder eher die eigentlichen Forschungsleistungen als die eingeworbenen 
Forschungsmibel als Ausweis wissenscha4licher Exzellenz gelten. 
 
5.   Frei zugängliche Wissenscha< 
Das derzei/ge wissenscha4liche Publika/onswesen wird von einigen wenigen, kommerziell 
ausgerichteten Akteuren (Verlagen) dominiert. Es setzt Fehlanreize für diese Verlage wie 
auch für die Wissenscha4ler*innen und schadet der Transparenz und Qualität des wissen-
scha4lichen Diskurses. Eine Alterna/ve skizzieren die Beschlüsse der europäischen Wissen-
scha4sminister*innen im Rat der EU vom 23. Mai 2023, die an allen akademischen Ins/tu/o-
nen konsequent umgesetzt werden sollten. Eine von der Wissenscha4 selbst geleitete Infor-
ma/onsinfrastruktur ist unerlässlich für die Etablierung einer ‘offenen Wissenscha4’ (“Open 
Science”). Die öffentlichen Wissenscha4sorganisa/onen müssen in die Wissenscha4spublika-
/on einsteigen und sie für Lesende und Autor*innen kostenfrei und frei zugänglich gestalten 
(“Diamond Open Access”). Öffentliche Fördermibel für Open-Access-Publika/on müssen in 
den Auoau dieser Infrastrukturen fließen, stab über Publika/onsgebühren die Gewinne pri-
vater Verlags-Konsor/en zu finanzieren. Auch das wissenscha4liche Begutachtungsverfahren 
(“peer review”) sollte weiterentwickelt werden, um Transparenz zu erhöhen und Missbrauch 
zu vermeiden; hierfür bieten sich etwa offene und zi/erbare Peer-Reviews als Mibel an. 
 
6.   Abbau und Umbau von WeLbewerbsmechanismen 
Das derzei/ge System metrisierter Pres/gekonkurrenz zwischen Individuen und zwischen In-
s/tu/onen muss überwunden werden. Die gängigen Metriken (Autor*innenscha4en, Zita/o-
nen, h-Index, Impact Faktoren, eingeworbene Dribmibel) sind wenig valide und einfach ma-
nipulierbar. Es besteht ein erheblicher Fehlanreiz, möglichst viel öffentliches Geld für die ei-
gene Forschung zu verbrauchen. Im Vordergrund der wissenscha4lichen Arbeit muss der 
glaubwürdige inhaltliche Fortschrib stehen, nicht die Op/mierung irreführender Kennzahlen. 
Gute Leistungen in der Lehre müssen ebenso wie die Gremienarbeit und Einsatz für den ge-
sellscha4lichen Fortschrib angemessen gewürdigt werden. 

Für die Grundannahme, dass ein Webbewerb der Standorte in seiner jetzigen Form die 
Qualität der wissenscha4lichen Arbeit fördert, mangelt es an Belegen, zumal die Mechanis-
men der Qualitätskontrolle im System schwach sind. Zeitgemäßer und verantwortbarer wäre 
der koopera/ve Auoau nachhal/ger Exper/se und Strukturen über Standorte hinweg, an-
stelle immer wieder neuer lokaler Zentren und Verbundprojekte, die in Reak/on auf Aus-
schreibungen und Förderschienen entstehen und wieder verschwinden, ohne sich in das Ge-
dächtnis der Forschung einzuschreiben.   
 
7.   Schaffung besserer Bedingungen für Diversität 
Professor*innen tragen eine besondere gesellscha4liche Verantwortung, die dafür genutzt 
werden muss, eine demokra/sche, vielfäl/ge und gerechte Gesellscha4 zu gestalten. Ein bar-
rierefreier und inklusiver Zugang zu Professuren, Arbeits- und Studienplätzen ist rechtlich 
festgeschrieben, aber noch lange nicht prak/sch etabliert. Universitäre Einrichtungen und 
akademische Forschung profi/eren nicht von Homogenität, sondern von Menschen mit viel-
fäl/gen Lebensläufen – auch an ihrer Spitze. “First Genera/on” Profs und Studierende sind 
an Hochschulen noch immer deutlich unterrepräsen/ert. Auswahlkommissionen sollten Bil-
dungs- und Chancengerech/gkeit als wesentliches Kriterium und nicht nur als Begleitum-
stand verstehen und persönliche Herausforderungen wie auch die Gesamtheit gesellscha4li-
cher Leistungen (z. B. Pflege und Kindererziehung, aber auch zivilgesellscha4liches 



Engagement) angemessen berücksich/gen. Wissenscha4ler*innen und Studierende, die in 
ihrem Sprachgebrauch möglichst viele und verschiedenar/ge Menschen abbilden, müssen 
sicher vor Nachteilen sein. 
 
8.   Gesunde Arbeitsbedingungen und realis6sche Erwartungshorizonte 
Wissenscha4ler*innen in frühen Karrierestadien sehen sich häufig gezwungen, zur Selbstbe-
hauptung im System über zumutbare Grenzen hinaus zu arbeiten. Auch viele Professor*in-
nen werden durch Aufgabenhäufung sowie die Verantwortung für Projekte und befristete 
Mitarbeitende mit Anforderungen konfron/ert, die ihre eigene Gesundheit und die Qualität 
ihrer Arbeit bedrohen. Diese allgegenwär/ge Überlastung und Selbstausbeutung muss sicht-
bar gemacht und reduziert werden (z.B. durch Erfassung von Arbeitszeiten und eine konse-
quente Berücksich/gung und Würdigung des Einsatzes in Gremien und in der Betreuung). 
Um die Einheit von Forschung und Lehre zu erhalten, müssen außerdem auch bei stärker in 
der Lehre engagierten Wissenscha4ler*innen die Deputate nach oben begrenzt bleiben. Jede 
wissenscha4liche Dauerstelle sollte mit einem Anrecht auf turnusmäßige Forschungsfreise-
mester verbunden sein. 
 
9. Verantwortungsvoll gestaltete Interna6onalisierung 
Wissenscha4sins/tu/onen legen erfreulicherweise zunehmend Wert auf Interna/onalisie-
rung. Interna/onalisierung sollte aber weder ein bloßer Selbstzweck noch rein instrumentell 
mo/viert sein, etwa durch die Aussicht auf Zuschüsse, spezielle Studiengebühren oder allein 
zur Profilstärkung. Interna/onale Studierende und Forschende müssen nachhal/g in die be-
stehende Forschungslandscha4 eingebunden werden. Insbesondere Personen aus einkom-
mensschwachen Herkun4sländern werden zu o4 alleingelassen mit bürokra/schen Hürden, 
einem angespannten Wohnungsmarkt, Sprachbarrieren oder rassis/schen Anfeindungen. 
Studierende sehen sich zudem o4 mit Ungleichheiten bei den Zulassungsbedingungen kon-
fron/ert, und ausländische Bewerber*innen um Professuren kommen aufgrund stark forma-
lisierter Anforderungsprofile regelmäßig nicht in die engere Wahl. Die häufig nur schwache 
soziale Einbindung von interna/onalen Studierenden und Forschenden, kombiniert mit star-
ken de-facto Abhängigkeiten von einzelnen Gastgebenden (insbesondere in Zusammenhang 
mit dem Aufenthaltsrecht) begüns/gen Machtmissbrauch.  

Auch für Personen, die ihre Karrieren von Deutschland aus planen, ergeben sich Probleme 
aus den Mobilitätsanforderungen der Interna/onalisierung, weil etwa Care-Verpflichtungen 
nicht in die Profile von Austauschprogrammen oder Fellowships passen und Auslandsaufent-
halte für viele Menschen ohne deutschen Pass ungleich schwerer zu planen sind. Interna/o-
nale Koopera/onen und interna/onale Mobilität sollten als wesentliche Komponente der 
akademischen Arbeit für alle Beteiligten gleichermaßen zugänglich und umsetzbar sein. 
 
 
Als Sprecher*innen des Netzwerks Nachhal/ge Wissenscha4: 
• Prof. Chris/na Hölzel (Chris/an-Albrechts-Universität zu Kiel) 
• Prof. Daniel Leising (Technische Universität Dresden) 
• Prof. Ruth Mayer (Leibniz-Universität Hannover) 
• Prof. Katharina Meinecke (Universität des Saarlandes) 
• Prof. Tilman Reitz (Friedrich-Schiller-Universität Jena) 
 
 


